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1. PROBLEMSTELLLUNG

Strassennetz

Struktur

Das Strassennetz ist hierarchisch aufgebaut und besteht aus 
einem übergeordneten Netz von Nationalstrassen, zwei weite-
ren Ebenen von Kantonalstrassen, sowie aus Gemeindestrassen. 
Diese hierarchischen Ebenen sind aufeinander abgestimmt und 
ergänzen sich gegenseitig. Das gesamte Strassennetz befrie-
digt die Verkehrsnachfrage, die sich aus den vorwiegenden 
Bedürfnissen der Wirtschaft ergibt. Jede Ebene hat eine vor-
rangige Funktion, auch wenn sie in den meisten Fällen mehrere 
Funktionen gleichzeitig erfüllt.

Nationalstrassen

Die den Kanton durchquerenden Nationalstrassen A1 und A12 
stellen das Rückgrat des Strassennetzes dar. Ihre Benützung soll 
für den Durchfahrts- und für den Langstreckenverkehr als erstes 
gefördert und prioritär behandelt werden.

Kantonalstrassen

Das kantonale Strassennetz besteht aus Haupt- und Nebenstrassen 
die bestimmte Verbindungskriterien erfüllen. Die Kantonalstrassen 
dienen dem Durchgangsverkehr, dem Zubringerverkehr und dem 
kantonsinternen Verkehr. Das kantonale Strassennetz wird durch 
die Verbindung der Zentren bestimmt, die die Siedlungsstruktur 
gemäss dem kantonalen Richtplan bilden. Das Strassennetz hat 
somit eine raumstrukturierende Wirkung.

Was die Aufgabenverteilung betrifft, gehen die Kosten für den 
Bau, den Ausbau und den Unterhalt der Kantonalstrassen zu 
Lasten des Staats. Ausgenommen sind die städtebaulichen 
Arbeiten, Werke und Anlagen, also jene, die nicht haupt-
sächlich durch die Bedürfnisse des allgemeinen Verkehrs son-
dern durch die Anforderungen einer örtlichen Erschliessung  
verursacht werden. Es handelt sich vornehmlich um Halte- und 
Parkplätze; Kreuzungen mit Zugang zu einem Weiler, einem 
Quartier, einer Industrie-, Gewerbe- oder Sportzone; Trottoirs, 
Fussgängerstreifen und jede Anlage zum Schutz der schwä-
cheren Verkehrsteilnehmer; die Ausbauten zur Aufwertung der 
Ortsdurchfahrten; die Beleuchtung dieser Elemente und für die 
im Zonenplan festgelegten Abschnitte.

Gemeindestrassen

Die Gemeindestrassen sowie die Privatstrassen mit öffentlichem 
Fahrwegrecht ergänzen die übergeordneten Strassennetze. Sie 
gewährleisten namentlich:
· den internen Verkehr auf dem gesamten Gemeindegebiet;

· die Verbindung zwischen den Ortschaften, Weilern und 
Quartieren;

· den Zubringerverkehr;

· die Verbindung zum kantonalen Strassennetz;

· die Verbindung zu einem Bahnhof, Hafen oder Flugplatz;

· den Anschluss von Tourismusorten.

Mitwirkende Stellen

TBA, RUBD, KGA, AfU, VEA, 
Verkehrspolizei und BRPA

Verwaltungspraxis

Neue Ziele der kantonalen 
Politik

Neue Grundsätze und 
Massnahmen für die Umsetzung

Keine kantonale Studie 
erforderlich

Neue Auswirkungen auf die 
Ortsplanung

Neue Aufgabenverteilung

Rechtlicher Rahmen

Unveränderte eidgenössische oder 
kantonale Gesetzesgrundlage seit 
Verabschiedung des kantonalen 
Richtplans



B S. 2   

3 .  M o t o r i s i e r t e r  I n d i v i d u a l ve r ke h r

28.03.2006

2. GRUNDSÄTZE

ZIELE DER KANTONALEN POLITIK

Struktur des Netzes

Die Kantonspolitik verfolgt hinsichtlich des Strassennetzes - analog 
zu den drei Komponenten der nachhaltigen Entwicklung - soziale, 
wirtschaftliche und umweltspezifische Ziele.

Das Strassennetz hat sich der vom Kanton gewünschten 
Siedlungsentwicklung anzupassen und muss sie unterstützen; 
aus diesem Grund besteht eine direkte Verbindung mit der 
Siedlungsstruktur.

Solange das kantonale Strassennetz nicht überarbeitet ist, bleibt 
die Siedlungsstruktur gemäss dem ersten kantonalen Richtplan 
des Jahres 1987 massgebend. Dieses Vorgehen ist notwendig, 
damit die Regionen den Auftrag erfüllen können, den die neue 
kantonale Politik ihnen in Sachen Siedlungsstruktur erteilt hat, 
nämlich die Bestimmung der interkommunalen1 Zentren. Anlässlich 
der Überprüfung des kantonalen Strassennetzes ist zudem das 
kantonale Strassengesetz anzupassen, welches die Einteilung 
der Siedlungsstruktur aus dem Jahre 1987 erwähnt (Begriffe 
«Kleinzentrum» oder «Gemeindezentrum»).

GRUNDSÄTZE ZUM STANDORT

Struktur des Netzes

Hauptstrassen

Quelle und Ziel des Durchgangsverkehrs befinden sich ausserhalb 
des Kantons. Er entsteht namentlich aufgrund der Verbindungen 
zu den Hauptstädten der Nachbarkantone, die zu einem guten 
Teil von den Nationalstrassen A1 und A12 sowie von den 
schweizerischen Hauptstrassen gewährleistet werden.

Auswirkungen für die Hauptstrassen

Ausseror ts müssen die Hauptachsen eine ausgeglichene 
Linienführung aufweisen. Auch wenn lange gerade Abschnitte 
zu vermeiden und auch selten möglich sind, ist durch eine geeig-
nete horizontale und vertikale Linienführung eine gute Sicht zu 
gewährleisteten, damit in gewissen Abschnitten insbesondere 
Lastwagen überholt werden können.

Die Strasse muss ohne Einschränkungen innerhalb der 
Geschwindigkeitsgrenzen genutzt werden können. Insbesondere 
muss die Strasse genug breit sein, damit sich alle Fahrzeuge 
kreuzen können. Die Entwurfsgeschwindigkeit ausserorts liegt in 
der Regel bei 80 km/h.

Seitliche Einmündungen müssen stark begrenzt sein und die 
Bewegungen an den Kreuzungen müssen durch Einspurlinien 
oder Kreisel gesichert werden.

Weiter müssen die verschiedenen Arten der Strassennutzung 
voneinander getrennt werden. Insbesondere gilt es zu vermeiden, 
dass die Hauptachsen durch den Landwirtschaftsverkehr genutzt 
werden, indem diesem alternative Strassen zur Verfügung gestellt 
werden. Für die Fahrräder bestehen die Anlagen aus Velostreifen 
und Velowegen.

In der Regel haben auf den Hauptachsen die auf die wirt-
schaftlichen Erfordernisse gestützten Bedürfnisse des motorisier-
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ten Individualverkehrs und des öffentlichen Verkehrs in einem 
gewissen Mass Vorrang vor der Lebensqualität. Die wichtigsten 
Ausbauarbeiten müssen sich aber auf die Hauptachsen konzen-
trieren.

Auswirkungen für die Nebenstrassen

Die Kapazität und Befahrbarkeit der Nebenstrassen ist in der 
Regel geringer als die der Hauptstrassen.

Ausserorts passt sich die Linienführung bestmöglich an die Topografie 
an, auch wenn dies Überholmanöver erschwert oder gar verunmög-
licht. Im Allgemeinen ist es nicht nötig, den Landwirtschaftsverkehr 
abzutrennen. Velostreifen oder Gemischtverkehr sind möglich.

Zwei Lastwagen können ausserorts gegebenenfalls nur mit redu-
zierter Geschwindigkeit kreuzen. Ein Lastwagen sollte mit einem 
Personenwagen ohne Geschwindigkeitsreduktion kreuzen können. 
Die Entwurfsgeschwindigkeit kann tiefer als die maximal erlaubte 
Geschwindigkeit sein (80 km/h ausserorts).

Bei mit tlerer oder schwacher Verkehrsbelastung benötigen 
Strassenkreuzungen keine besonderen Vorkehrungen zum 
Linksabbiegen.

Verkehr innerorts

Jede Ortschaf t oder jedes Ortsbild hat eine spezifische 
Siedlungsstruktur. Diese umfasst gewöhnlich einen Ortskern, 
einen Umkreis oder Randzonen und Gebiete ausserhalb der 
Ortschaft. Die Gestaltung von Ortsdurchfahrten hat auf diese 
Struktur Rücksicht zu nehmen.

Die folgenden Darstellungen zeigen die typische Dorfstruktur 
und die verschiedenen Gebiete, aus denen sie sich zusammen-
setzt.

Ausserhalb der Ortschaft

Umkreis

Ortskern

Ausserhalb der Ortschaft

Umkreis



B S. 4   

3 .  M o t o r i s i e r t e r  I n d i v i d u a l ve r ke h r

28.03.2006

Jedes Gebiet wird unter Berücksichtigung folgender Hauptziele 
gestaltet :
· Beachtung einer Höchstgeschwindigkeit.

· Aufwertung des öffentlichen Raums und der angrenzenden 
Bauten.

Um diese Ziele zu erreichen, sind eine Reihe von Massnahmen 
zu ergreifen, die sich auf verschiedene Komponenten beziehen 
können, insbesondere :
· Massnahmen hinsichtlich der Geometrie

Verengung des Fahrbahnprofils.
Fahrtrichtungswechsel.
Örtliche Verengungen, symmetrisch oder asymmetrisch.
Vertikale Versätze.

· Massnahmen hinsichtlich der Fläche

Quer- oder Längsstrukturierung.
Belagswechsel.
Markierungen.
Rinn- und Randsteine.

· Massnahmen hinsichtlich der Verkehrsführung

Mehrzweckstreifen.
Trennung oder Mischung bestimmter Benützertypen.
Parkieren.
Signalisation.
Haltestellen für den öffentlichen Verkehr.

· Massnahmen hinsichtlich der Sichtbarkeit

Masten.
Beleuchtung.
Bäume.
Pfosten.
Mauern.

· Massnahmen hinsichtlich der angrenzenden Räume

Plätze.
Gärten.
Wiesen.

· Massnahmen hinsichtlich der Ausstattung

Behandlung der Orte.
Beschilderung.
Dekor.
Inszenierung.
Beleuchtung.

Auf den Hauptachsen sind in erster Linie Massnahmen zur 
Verkehrsberuhigung angebracht, um die Sicherheit zu erhöhen. 

Umkreis Ortskern UmkreisAusserhalb
der Ortschaft

Ausserhalb
der Ortschaft
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Es ist möglich, die Grundsätze von VALTRALOC zu beachten, 
sie werden aber nur ausnahmsweise angewandt. Die erfassten 
Massnahmen sollten die Kapazität der Strasse nicht mindern.

Zur Verbesserung der Lebensqualität müssen die Gemeinden 
dazu angespornt werden, auf Neben- und Gemeindestrassen 
die Grundsätze zur Aufwertung des Strassenraumes von 
Ortsdurchfahrten umzusetzen.

Agglomerationsverkehr

Es muss grundsätzlich zwischen zwei Situationen unterschieden 
werden. Die eine betrifft den Verkehr in den Agglomerationen und 
damit insbesondere das Kantonszentrum und das Regionalzentrum 
des Greyerzbezirks. Die andere betrifft die Ortsdurchfahrt über 
eine oder mehrere stark befahrene Strassen.

Das Strassennetz des Kantons Freiburg verfügt noch weitgehend 
über ausreichend Kapazität. Nur die Agglomerationen von 
Freiburg und Bulle kennen Kapazitätsengpässe.

Um diese Kapazitätsprobleme abzuschwächen und künftigen 
Schwierigkeiten vorzubeugen, sind folgende Projekte in Arbeit 
oder geplant (Stand 2004):
· Umfahrung von Bulle;

· Poya-Brücke.

Mit der Umfahrung von Bulle wird bezweckt, das bestehende 
Hauptstrassennetz zu entlasten, das Jauntal und den oberen 
Greyerzbezirk besser zu erschliessen und gleichzeitig die nega-
tiven Auswirkungen des Strassenverkehrs zu vermindern. Ferner 
soll sie die Einführung des öffentlichen Verkehrs ermöglichen, die 
Fussgänger und Velofahrer begünstigen und die Lebensqualität 
in der Agglomeration verbessern.

Mit der Poya-Brücke wird bezweckt, das kulturelle Erbe des 
Burgquartiers zu schützen und gleichzeitig die Verbindung der 
Quartiere des rechten Saaneufers mit der Autobahn A12 und dem 
Stadtzentrum aufrechtzuerhalten. Gemäss regionalem Verkehrsplan, 
muss die Brücke ausserdem die Attraktivität der öffentlichen 
Verkehrsmittel verbessern.

Die Planung des Agglomerationsverkehrs ist vor allem Sache der 
regionalen Verkehrsplanung. Gemeinden oder Agglomerationen 
können verkehrsberuhigende Massnahmen treffen, Vorschriften für 
das Parkieren erlassen und die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
fördern.

Gegenwärtig können die vorgeschlagenen Grundsätze in Freiburg, 
Murten und Estavayer-le-Lac angewendet werden. Nach der 
Realisierung der Umfahrungsstrasse wird eine Umsetzung auch 
in Bulle möglich sein.

In der Agglomeration Freiburg wird die Bewirtschaftung der 
Strassen, einschliesslich der Kantonalstrassen, die im Perimeter der 
Agglomeration die Fortsetzung des kantonalen Netzes sichern, 
vom Verkehrsverbund der Agglomeration Freiburg (CUTAF) 
gewährleistet. Für die Koordination mit dem kantonalen Netz 
ist durch eine Vertretung des TBA in den technischen Gremien 
des CUTAF gesorgt.

Die Massnahmen zur Verbesserung der Verkehrssituation sind 
unterschiedlicher Art. Darunter fallen etwa: Verkehrsmanage-ment-
systeme, Verkehrslenkung, Staumanagement, Knotensteuerung, 
Parkleitsysteme, Dosierung, Pförtneranlagen usw.
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Der Kanton beteiligt sich an den Massnahmen, falls National- oder 
Kantonalstrassen darin einbezogen werden, um die Befahrbarkeit 
und die Verkehrsqualität sicherzustellen und auch die anderen 
Funktionen der Strassen, insbesondere den Verkehrsfluss auf dem 
kantonalen Strassennetz, zu gewährleisten.

Insbesondere muss dafür gesorgt werden, dass sich keine 
Warteschlangen auf den Nationalstrassen bilden.

Beim Bau neuer Strassen in und um Agglomerationen zur Entlastung 
des Agglomerationsnetzes müssen gleichzeitig flankierende 
Massnahmen vorgesehen werden. Diese Massnahmen dienen 
zur Entlastung und müssen die langfristige Verlagerung des 
Verkehrs und damit die Verringerung der Belästigungen (Lärm, 
Luftverschmutzung) gewährleisten.

GRUNDSÄTZE ZUR KOORDINATION

Verkehr innerorts

Beim Bau einer neuen Umfahrungsstrasse müssen gleichzeitig 
flankierende Massnahmen vorgesehen werden. Diese Massnahmen 
dienen zur Entlastung und müssen die langfristige Verlagerung 
des Verkehrs und damit die Verringerung der Belästigungen 
(Lärm, Luftverschmutzung) gewährleisten.

3. AUFGABENVERTEILUNG

Die Regionen:

Der Kanton wird ermächtigt, die interkommunalen Zentren zu 
bestimmen, um eine Benachteiligung der Regionen zu vermei-
den, die zum Zeitpunkt der Überarbeitung des Strassennetzes 
gegebenenfalls noch nicht über einen regionalen Richtplan 
verfügen würden.

Die Nachbarkantone:

Im Sinne von einheitlich attraktiven Fahrstrecken sollte sich die 
Klassifizierung des kantonalen Netzes möglichst mit derjenigen der 
Nachbarkantone decken. Diese Koordination wurde im Rahmen 
von diversen Sitzungen des Tiefbauamtes mit den entsprechenden 
Dienststellen der Nachbarkantone vorgenommen.

Zusammensetzung der Gruppe «Valtraloc»

Die Gruppe «Valtraloc» besteht aus Vertretern der folgenden 
Dienststellen und Instanzen :
· Raumplanungs-, Umwelt- und Baudirektion.

· Tiefbauamt.

· Bau- und Raumplanungsamt.

· Amt für Kulturgüter.

· Amt für Umwelt.

· Amt für Verkehr und Energie.

· Gemeindetechniker.

· Verkehrspolizei
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4. UMSETZUNG

AUSWIRKUNGEN AUF DIE PLANUNGSINSTRUMENTE

Regionale Studien

Im Umkreis der städtischen Zentren von Freiburg, Düdingen und 
Bulle ist die Kapazitätsgrenze auf den vom Quell- und Zielverkehr 
benützten Strassen bereits jetzt praktisch erreicht. Die Spitzenzeiten 
dieses Verkehrstyps fallen mit den morgendlichen und abendlichen 
Stosszeiten des Pendlerverkehrs zusammen. Diese Strassen werden 
eindeutig schon vor Ablauf des Planungszeitraums, das heisst vor 
2005, überlastet sein. Zur Lösung des Problems muss man vor allem 
beim internen Pendlerverkehr ansetzen und durch entsprechende 
Anreize ein massives Umsteigen auf den öffentlichen Verkehr 
bewirken.

Für die Verkehrsplaner stellt die Bewältigung und Strukturierung des 
Agglomerationsverkehrs bereits jetzt die grösste Herausforderung 
dar. Diese Aufgabe wird in den kommenden Jahren zunehmend 
schwieriger werden. Dass das Problem des Agglomerationsverkehrs 
nur durch ein Umsteigen auf den öffentlichen Verkehr zu lösen ist, 
wurde vielmals aufgezeigt. Die entsprechende Planung erfolgt für 
die Agglomeration Freiburg im Rahmen des Verkehrsverbundes 
der Agglomeration Freiburg (CUTAF).

Ortsplanung

Eine koordinierte Parkierungspolitik ist überall dort anzuwenden, 
wo sie das Funktionieren des Strassennetzes und des öffentlichen 
Verkehrssystems sowie die Lebensqualität verbessert. Deshalb 
schreibt Artikel 25b Abs. 3 ARRPBG vor, dass Gemeinden, die 
sich im Perimeter eines regionalen Verkehrsplans befinden oder 
von einem Massnahmenplan Luftreinhaltung betroffen sind, ein 
Parkplatzkonzept aufstellen müssen.




